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erbracht werden, denen die zuständige Behörde eine Ge-
nehmigung zur Durchführung dieser Maßnahmen erteilt 
hat gemäß § 121 a Absatz 1 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch.

2

Genehmigung

2.1 

Genehmigungsgegenstand 

Einer Genehmigung nach §  121 a des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch bedarf, wer Maßnahmen zur Herbei-
führung einer Schwangerschaft gemäß § 27 a Absatz l, 2 
Satz l und Absatz  4 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch erbringt durch 

a)   Inseminationen, wenn sie nach Stimulationsverfahren 
durchgeführt werden, bei denen durch die Stimula-
tion bedingt ein erhöhtes Risiko von Schwangerschaf-
ten mit drei oder mehr Embryonen besteht, oder 

b)   In-Vitro-Fertilisation (IVF/ ET), gegebenenfalls als 
Zygoten-Transfer (ZIFT) oder als intratubarer Emb-
ryonen-Transfer (EIFT = Embryonen-Intrafallopi-
an-Transfer), intratubarer Gametentransfer (GIFT), 
intracytoplasmatische Spermieninjektion (ICSI) oder 
durch andere verwandte Methoden zur Herbeifüh-
rung einer Schwangerschaft. 

Inseminationen ohne Durchführung von Stimulations-
verfahren oder mittels Stimulationsverfahren, bei denen 
nicht mehr als zwei Follikel festgestellt werden, sind 
nicht genehmigungspfl ichtig. 

2.2

Genehmigungsvoraussetzungen 

Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die not-
wendigen diagnostischen und therapeutischen Möglich-
keiten zur Verfügung stehen, die Antragstellerin oder der 
Antragsteller nach wissenschaftlich anerkannten Metho-
den arbeiten und die Gewähr für eine bedarfsgerechte, 
leistungsfähige und wirtschaftliche Durchführung von 
Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft 
gemäß § 27 a Absatz l des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch bieten. 

Die Prüfung der Leistungsfähigkeit stellt sicher, dass die 
Antragstellerin oder der Antragsteller die Gewähr dafür 
bieten, dass sie personell und sächlich in der Lage sind, 
eine sachgerechte Durchführung der Maßnahmen zur 
künstlichen Befruchtung zu leisten. Die Beurteilung der 
personellen Leistungsfähigkeit ist anhand von Ausbil-
dungs- und Qualifi kationsnachweisen durchzuführen. 

Das Gesetz defi niert einrichtungsbezogene Genehmi-
gungsvoraussetzungen und versorgungsbereichsspezi-
fi sche Voraussetzungen. 

2.2.1

Einrichtungsbezogene Genehmigungsvoraussetzungen

Die gesetzlichen Vorgaben sehen infrastrukturelle, perso-
nelle und apparative Voraussetzungen für eine Genehmi-
gung vor. 

2.2.1.1

Infrastrukturelle Genehmigungsvoraussetzungen

2.2.1.1.1

Bereiche 

Für die Durchführung von künstlichen Befruchtungen 
mittels Verfahren nach Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe b 
müssen fachlich, personell als auch ausstattungsmäßig 
die folgenden Bereiche nachgewiesen werden:

a)  Endokrinologie der Reproduktion, 

b)  gynäkologische Sonographie, 

c)  operative Gynäkologie, 

I.

2000

Bekanntmachung der Verleihung
von Körperschaftsrechten an die 

Evangelisch-Freikirchliche Gemeinde
Siegen-Weststraße

Bekanntmachung des Ministerpräsidenten

Vom 21. Juni 2019

Mit Bescheid vom 21. Juni 2019 an den Bund Evange-
lisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland K.d.ö.R. 
in Wustermark hat der Ministerpräsident des Landes 
Nordrhein-Westfalen der Evangelisch-Freikirchlichen 
Gemeinde Siegen-Weststraße gemäß Artikel  140 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel  137 Absatz  5 
Satz  2 der Weimarer Reichsverfassung, Artikel 19 der 
Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen, §§ 1 Ab-
satz  4, 2 Absatz 3 Körperschaftsstatusgesetz vom 16. 
September 2014 (GV. NRW. S. 604) in Verbindung mit der 
Vereinbarung zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen 
und dem Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden 
in Deutschland K.d.ö.R. vom 14./17. Juni 2016 die Rechte 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verliehen. 

Düsseldorf, den 21. Juni 2019

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

H o l t g r e w e

– MBl. NRW. 2019 S. 246

21220

Richtlinie zur Entscheidung 
über die Genehmigung von Maßnahmen 

zur Durchführung künstlicher Befruchtungen
durch Ärztinnen und Ärzte, 

medizinische Versorgungszentren,
Einrichtungen und Krankenhäuser gemäß § 121 a 

des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(Künstliche-Befruchtungs-Genehmigungs-

richtlinie)
Runderlass des Ministeriums für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales 

Vom 21. Juni 2019

1
Geltungsbereich, Vorbemerkungen 

Aufgrund des §  27 a des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Mai 2019 
(BGBl. I S. 646) geändert worden ist, umfassen die Leis-
tungen der Krankenbehandlung auch medizinische Maß-
nahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft, so-
fern bei der Behandlung bestimmte Leistungsvorausset-
zungen erfüllt werden.

Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft 
gemäß § 27 a Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch dürfen zu Lasten der gesetzlichen Krankenversi-
cherung nur durch 

a)  Vertragsärztinnen und -ärzte, 

b) zugelassene medizinische Versorgungszentren,

c)  ermächtigte Ärztinnen und Ärzte, 

d)  ermächtigte ärztlich geleitete Einrichtungen und  

e) zugelassene Krankenhäuser 
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Für die Durchführung von künstlichen Befruchtungen 
mittels Verfahren nach Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe a 
müssen die Antragstellerin oder der Antragsteller über 
folgende, nach dem Stand der Wissenschaft und Technik 
ausgestattete Einrichtungen verfügen: 

a)  Ultraschalldiagnostik, 

b)  Hormonlabor, 

c)  Labor für Spermadiagnostik, 

d)  Labor für Spermaaufbereitung und

e)  Ausstattung für Inseminationen. 

2.2.1.2.2
Verfahren nach Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe b

Für die Durchführung von künstlichen Befruchtungen 
mittels Verfahren nach Nummer 2.1. Satz 1 Buchstabe b 
müssen die Antragstellerin und der Antragsteller über 
folgende nach dem Stand der Wissenschaft und Technik 
ausgestattete Einrichtungen verfügen: 

a)  Ultraschalldiagnostik einschließlich Reservegerät, 

b)  Hormonlabor, 

c)  Labor für Spermadiagnostik, 

d)  Labor für Spermaaufbereitung,

e)  Ausstattung für Gewinnung von Eizellen, 

f)   gesondertes Labor für In-vitro-Kultur mit Notstrom-
aggregat, 

g)   Labor für In-vitro-Fertilisation bzw. EIFT, GIFT oder 
ZIFT oder andere verwandte Methoden, 

h)  Kryokonservierung und

i)   Operationsraum, apparative und medikamentöse Aus-
stattung für Eingriffe in Vollnarkose. 

2.2.1.3
Personelle Genehmigungsvoraussetzungen 

2.2.1.3.1
Grundsatz

Die Antragstellenden haben ihre Leistungen nach wis-
senschaftlich anerkannten Methoden zu erbringen. Als 
anerkannte medizinisch-wissenschaftliche Methoden gel-
ten die Methoden nach dem jeweiligen Stand der Wissen-
schaft und Technik. 

2.2.1.3.2
Voraussetzungen

Die nachfolgenden Genehmigungsvoraussetzungen gel-
ten für Vertragsärztinnen und Vertragsärzte, die verant-
wortliche ärztliche Leitung des Bereichs Reproduktions-
medizin in medizinischen Versorgungszentren, ermäch-
tigte Ärztinnen und Ärzte sowie für die ärztliche Leitung 
ermächtigter ärztlich geleiteter Einrichtungen und zuge-
lassener Krankenhäuser: 

a)   Approbation als Ärztin oder Arzt oder Erlaubnis zur 
vorübergehenden Ausübung des ärztlichen Berufs, 

b)   Fachärztin oder Facharzt für Frauenheilkunde und 
Geburtshilfe, 

c)   Nachweis der erforderlichen besonderen Kenntnisse 
und Darlegung ausreichender praktischer Erfahrun-
gen auf dem Gebiet der Fortpfl anzungsmedizin durch 
die Fakultative Weiterbildung oder Schwerpunkt-
weiterbildung „Gynäkologische Endokrinologie und 
Reproduktionsmedizin“ im Sinne der Weiterbildungs-
ordnung der jeweiligen Ärztekammer in der im Zeit-
punkt der Weiterbildung geltenden Fassung, 

d)   Zulassung zur vertragsärztlichen Versorgung oder 
Nachweis des Teilnahmestatus (Ermächtigung) an der 
vertragsärztlichen Versorgung, 

e)   vertragsärztliche Genehmigung zur Durchführung 
von Ultraschalluntersuchungen und zur Durchfüh-
rung von Hormondiagnostik und Spermadiagnostik, 
soweit von der Antragstellerin oder von dem Antrag-
steller erbracht, 

d)   Reproduktionsbiologie mit dem Schwerpunkt der 
In-Vitro-Kultur und bei Kryokonservierung auch der 
Kryobiologie,

e)  Andrologie und

f)   psychosomatische und psychotherapeutische Versor-
gung. 

Mit Ausnahme von Buchstabe c und Buchstabe d gilt 
gleiches für die Durchführung künstlicher Befruchtun-
gen mittels Verfahren nach Nummer  2.1 Satz  1 Buch-
stabe a.

2.2.1.1.2
Personelle Besetzung der Bereiche 

2.2.1.1.2.1
Die Bereiche können nur von einer Ärztin oder einem 
Arzt verantwortlich geführt werden. Bei Verfahren nach 
Nummer  2.1 Satz  1 Buchstabe b können jeweils nur 
höchstens zwei Teilbereiche gleichzeitig von einer Ärztin 
oder einem Arzt verantwortlich geführt werden. Unab-
hängig davon kann der Bereich nach Nummer  2.2.1.1.1 
Satz 1 Buchstabe d auch von einer Naturwissenschaftle-
rin oder einem Naturwissenschaftler verantwortlich ge-
führt werden. Eine jederzeitige Vertretung der verant-
wortlichen Person muss für jeden Bereich gewährleistet 
sein. 

2.2.1.1.2.2
Das für die Diagnostik erforderliche Hormonlabor muss 
ein ständig einsatzbereites Labor sein. Die Leitung des 
Hormonlabors muss zur Teilnahme an der vertragsärztli-
chen Versorgung für die Hormondiagnostik zugelassen 
oder ermächtigt sein. Satz 2 gilt nicht für ein antragstel-
lendes Krankenhaus im Sinne von Nummer  1 Satz  2 
Buchstabe e für die stationäre Behandlung. Bei einem 
extern betriebenen Labor müssen entsprechende Nach-
weise zur Erfüllung der Voraussetzungen der Sätze 1 und 
2 vorgelegt werden.

2.2.1.1.2.3
Die Leitung des Labors für Spermadiagnostik und Sper-
maaufbereitung muss zur Teilnahme an der vertragsärzt-
lichen Versorgung für Spermadiagnostik zugelassen oder 
ermächtigt sein. Dies gilt nicht für ein antragstellendes 
Krankenhaus im Sinne von Nummer 1 Satz 2 Buchstabe 
e für die stationäre Behandlung. Soweit im Labor wei-
tere Personen tätig sind, müssen sie fachkundig sein. 

2.2.1.1.2.4
Andere Mitarbeitende müssen nach dem Stand der Wis-
senschaft und Technik fachkundig sein.

2.2.1.1.2.5
Es muss die Erfüllung der Voraussetzungen der psycho-
somatischen Grundversorgung auf der Grundlage der 
Richtlinien der Kassenärztlichen Vereinigung nachge-
wiesen werden. 

2.2.1.1.2.6
Für die Behandlung in Narkose muss eine Anästhesistin 
oder ein Anästhesist zur Verfügung stehen. 

2.2.1.1.2.7
Unverzügliche Operationsbereitschaft mit entsprechend 
qualifi ziertem Personal ist sicherzustellen. 

2.2.1.1.2.8
Für die notfallmäßige Weiterbehandlung einer Patientin 
in einem Krankenhaus muss eine Bereitschaftserklärung 
des aufnehmenden Krankenhauses vorgelegt werden. 
Das Krankenhaus muss räumlich in unmittelbarer Nähe 
zur Praxis oder Einrichtung liegen. 

2.2.1.2
Apparative Genehmigungsvoraussetzungen 

2.2.1.2.1
Verfahren nach Nummer 2.1 Satz 1 Buchstabe a
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f)   Kenntnisse und Fortbildung auf dem Gebiet der Psy-
chosomatik und 

g)   Nachweis der Zusammenarbeit mit einer androlo-
gisch tätigen Ärztin oder einem andrologisch tätigen 
Arzt zwecks Spermadiagnostik und Spermaaufberei-
tung, sofern dieser Bereich nicht durch die Antrag-
stellerin oder durch den Antragsteller selbst abge-
deckt ist. 

2.2.1.3.3
Nachweise

Ermächtigte ärztlich geleitete Einrichtungen haben den 
Nachweis der Ermächtigung der Einrichtung zur Teil-
nahme an der vertragsärztlichen Versorgung zu erbrin-
gen, ebenso zur Hormondiagnostik, Spermadiagnostik 
und Spermaaufbereitung. Medizinische Versorgungszent-
ren haben den Nachweis ihrer Zulassung zur Teilnahme 
an der vertragsärztlichen Versorgung zu erbringen.

Zugelassene Krankenhäuser haben die Anerkennung als 
zugelassenes Krankenhaus nach §  108 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch nachzuweisen. 

Medizinische Versorgungszentren, ermächtigte Einrich-
tungen und zugelassene Krankenhäuser haben für ihre 
ärztliche Leitung das Vorliegen der personellen Voraus-
setzungen gemäß Nummer  2.2.1.3.2 Buchstabe a bis c 
und e bis g nachzuweisen. 

2.2.2
Versorgungsgebietsbezogene Genehmigungsvorausset-
zungen 

§  121 a Absatz  2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
fordert als Genehmigungsvoraussetzung unter anderem 
den Nachweis einer bedarfsgerechten und wirtschaftli-
chen Durchführung von Maßnahmen zur Herbeiführung 
einer Schwangerschaft.

Die Genehmigungsbehörde leitet der zuständigen Kas-
senärztlichen Vereinigung eine Ausfertigung des Antrags 
und der Unterlagen zu und gibt ihr insbesondere zu Fra-
gen der Bedarfsgerechtigkeit und der Wirtschaftlichkeit 
der Durchführung künstlicher Befruchtungen Gelegen-
heit zur Stellungnahme. Zu prüfen ist, ob eine ausrei-
chende, gleichmäßige und fl ächendeckende Versorgung 
von Maßnahmen im Sinne des § 27 a Absatz l des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch im Bereich der Antragstel-
lerin oder des Antragstellers erfolgt. Die Kassenärztliche 
Vereinigung berücksichtigt bei ihrer Überprüfung die 
Vielfalt der Einrichtungen und die Ausgewogenheit der 
entsprechenden Versorgung. 

2.3
Genehmigungsverfahren 

2.3.1
Antragstellung

2.3.1.1
Antrag

Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt. Ein Anspruch 
auf Genehmigung besteht gemäß § 121 a Absatz 3 Satz 1 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch nicht.

Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung an die Ärzte-
kammer Nordrhein oder an die Ärztekammer Westfa-
len-Lippe zu richten. Dem Antrag sind die Unterlagen 
beizufügen, die zur Beurteilung der Genehmigungsfähig-
keit notwendig sind. 

2.3.1.2
Nachweis der personellen Genehmigungskriterien

Die Nachweise der personellen Genehmigungskriterien 
sind wie folgt zu erbringen: 

a)   zu Nummer  2.2.1.3.2  Buchstabe a bis c beglaubigte 
Kopie der Originalurkunde, soweit nicht schon bei 
der Genehmigungsbehörde vorhanden, 

b)   zu Nummer 2.2.1.3.2 Buchstabe d Bescheinigung der 
KV, 

c)   zu Nummer  2.2.1.3.2 Buchstabe e Bescheinigung der 
KV, 

d)   zu Nummer  2.2.1.3.2 Buchstabe f Bescheinigungen 
und 

e)   zu Nummer 2.2.1.3.2 Buchstabe g Erklärung der An-
tragstellerin oder des Antragstellers. 

2.3.1.3
Weitere Nachweise

Ermächtigte Ärztinnen und Ärzte, ermächtigte ärztlich 
geleitete Einrichtungen und zugelassene Krankenhäuser 
sowie medizinische Versorgungszentren haben die zu-
sätzlich erforderlichen Nachweise durch Bescheinigun-
gen der Kassenärztlichen Vereinigung oder der Bezirks-
regierung zu erbringen. 

Lassen die Antragsunterlagen eine Beurteilung der be-
antragten Tätigkeit nicht zu, ist eine angemessene Frist 
für die Ergänzung der Unterlagen zu setzen. 

Liegen die Antragsunterlagen vollständig vor, holt die 
Genehmigungsbehörde zur Frage der Bedarfsgerechtig-
keit und Wirtschaftlichkeit die Stellungnahme der Kas-
senärztlichen Vereinigung ein. 

Zur Beurteilung des Antrags kann die Genehmigungsbe-
hörde von der Antragstellerin oder dem Antragsteller die 
erforderlichen Auskünfte verlangen. 

Zur Überprüfung der apparativen, personellen und 
räumlichen Ausstattung kann die Genehmigungsbehörde 
die Antragstellerin oder den Antragsteller aufsuchen 
und eine Besichtigung der Einrichtung durchführen. 

2.3.2
Auswahlentscheidung gemäß § 121 a Absatz 3 Satz 2 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Unter Wahrung der öffentlichen Interessen, zum Beispiel 
Gewährleistung der medizinischen Sachkunde, Vermei-
dung des Absinkens der Indikationsschwelle und unter 
Berücksichtigung der Vielfalt der Antragstellerinnen und 
Antragsteller ist sodann nach pfl ichtgemäßem Ermessen 
auszuwählen, wer die beste Gewähr für die Durchfüh-
rung des Versorgungsauftrags bietet. 

2.3.3
Genehmigungserteilung 

Eine Genehmigung zur Durchführung von In-Vitro-Fer-
tilisation (IVF/ET), gegebenenfalls als Zygoten-Transfer 
(ZIFT) oder als intratubarer Embryonen-Transfer (EIFT 
= Embryonen-Intrafallopian-Transfer), intratubarer Ga-
metentransfer (GIFT), intracytoplasmatische Spermien-
injektion (ICSI) oder anderer verwandter Methoden 
schließt die Genehmigung für künstliche Befruchtungen 
mittels Insemination nach Stimulation, bei denen durch 
die Stimulation bedingt ein erhöhtes Risiko von 
Schwangerschaften mit drei oder mehr Embryonen be-
steht, ein. 

2.3.4
Nebenbestimmungen 

2.3.4.1
Widerrufsvorbehalt

Wegen der raschen Fortentwicklung von Wissenschaft 
und Medizin auf dem Gebiet der Fortpfl anzungsmedizin 
ist die Genehmigung mit dem Vorbehalt des Widerrufs 
nach Maßgabe des § 32 Absatz 2 Nummer 3 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch – Sozialverwaltungsverfahren 
und Sozialdatenschutz – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. Januar 2001 (BGBl.  I S.  130) in der je-
weils geltenden Fassung sowie gemäß §  32 Absatz  2 
Nummer  5 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch mit 
dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung 
oder Ergänzung einer Nebenbestimmung zu versehen.

2.3.4.2
Aufl agen

Die Genehmigung ist mit Aufl agen zu versehen. 
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2.3.4.2.1
Anzeige- und Aufzeichnungspfl ichten

Durch Aufl age ist mindestens sicherzustellen, dass 

a)   jede Änderung der infrastrukturellen, apparativen 
und personellen Voraussetzungen, die Grundlage der 
Genehmigung waren, unverzüglich anzuzeigen ist und

b)   die Durchführung von künstlichen Befruchtungen lü-
ckenlos schriftlich nach Maßgabe der von der Geneh-
migungsbehörde erarbeiteten Kriterien aufzuzeich-
nen sind.

2.3.4.2.2
Qualitätssicherung

Zum Zwecke der Verfahrens- und Qualitätssicherung 
sind die Genehmigungsinhaberin und der Genehmi-
gungsinhaber ferner zu verpfl ichten, der Genehmigungs-
behörde jeweils bis zum 30. September des folgenden 
Jahres einen Jahresbericht zuzuleiten, in dem folgende 
Angaben enthalten sind

a)   die Zahl der behandelten Patientinnen mit Altersan-
gabe, 

b)  die Behandlungsindikationen, 

c)   die Behandlungsmethoden, zum Beispiel Anzahl der 
Inseminationen, 

d)  die Schwangerschaftsrate je Indikation, 

e)  die Schwangerschaftsrate je Methode, 

f)   die Reduktionsrate von Mehrlingen mit Begründung 
für den Einzelfall, 

g)   die ihnen bekannt gewordenen Schwangerschafts- 
und Geburtsverläufe einschließlich der Art und Häu-
fi gkeit von Komplikationen je Methode, 

h)   die ihnen bekannt gewordene durchschnittliche Be-
handlungsdauer je Indikation und Methode sowie der 
Grund des Behandlungsendes, 

i)   die Geburtsrate je Behandlungsindikation und –me-
thode,

j)   der ihnen bekannt gewordene Gesundheitszustand 
der Kinder, 

k)   bei künstlichen Befruchtungen mittels IFV/ ET, EIFT 
oder ICSI außerdem 

 aa) die Zahl der entnommenen Eizellen, 

 bb) die Zahl der imprägnierten Eizellen,

 cc) die Zahl der entstandenen Embryonen, 

 dd)   die Zahl der übertragenen Embryonen je Indika-
tion, 

 ee)  die Fertilisierungsrate je Indikation sowie 

l)   bei der Durchführung von GIFT-Behandlungen au-
ßerdem

 aa)  die Zahl der entnommenen Eizellen,

 bb)  die Zahl der übertragenen Eizellen.

2.3.4.3
Hinweise

Die Genehmigung ist mit einem Hinweis auf die ärztli-
che Aufklärungspfl icht zu versehen. Die Aufklärung 
muss insbesondere die erforderliche Unterrichtung der 
betroffenen Personen über die geplante künstliche Be-
fruchtung unter Berücksichtigung ihrer medizinischen 
und psychosozialen Gesichtspunkte und Risiken umfas-
sen. Vor Beginn der Behandlung muss über die vorgese-
henen Eingriffe, die Einzelschritte des Verfahrens, seine 
Erfolgsaussichten, Komplikationsmöglichkeiten und 
Kosten informiert werden. Es ist auch darüber aufzuklä-
ren, welche Maßnahmen für den Fall möglich sind, dass 
Embryonen aus unvorhersehbarem Grund nicht transfe-
riert werden können. Der Inhalt des Gesprächs und die 
Einwilligung zur Behandlung müssen schriftlich fi xiert 
und von den betroffenen Personen unterzeichnet werden. 

2.4
Widerruf und Erlöschen von Genehmigungen 

Jede Anzeige der Änderung von genehmigungsrelevanten 
Merkmalen führt zu einer Überprüfung der erteilten Ge-
nehmigung. Die Genehmigung muss widerrufen werden, 
wenn genehmigungsrelevante Merkmale nicht mehr er-
füllt werden.

Durch entsprechende Nebenbestimmungen nach Num-
mer  2.3.4 ist sicherzustellen, dass mit dem Wechsel der 
verantwortlichen ärztlichen Leitung des Bereichs Repro-
duktionsmedizin in einem zugelassenen Krankenhaus 
oder einem medizinischen Versorgungszentrum die Ge-
nehmigung erlischt.

3
Übergangsbestimmungen 

3.1
Für Antragstellende, die bereits vor dem Tag des Inkraft-
tretens dieser Richtlinie künstliche Befruchtungen mit-
tels Verfahrens nach Nummer  2.1 Satz  1 Buchstabe a 
durchgeführt und vertragsärztlich abgerechnet haben, 
werden die gesetzlichen Kriterien der Wirtschaftlichkeit 
und Bedarfsgerechtigkeit angenommen. Ihnen obliegt es, 
für das Gebiet der Fortpfl anzungsmedizin die erforderli-
chen besonderen Kenntnisse nachzuweisen und ausrei-
chende praktische Erfahrungen darzulegen. 

3.2
Antragstellenden, die bereits vor dem Tag des Inkrafttre-
tens dieser Richtlinie durch die Ärztekammer gemäß der 
jeweiligen Berufsordnung autorisiert waren, künstliche 
Befruchtungen mittels Verfahren nach Nummer  2.1 
Satz 1 Buchstabe b durchzuführen und bei denen keine 
anzeigepfl ichtigen Änderungen eingetreten sind, erfüllen 
die einrichtungsbezogenen Genehmigungsvoraussetzun-
gen. 

4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft. 

Gleichzeitig tritt der Runderlass des Ministerium für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales „Richtlinie zur Entschei-
dung über die Genehmigung von Maßnahmen zur 
Durchführung künstlicher Befruchtungen durch Ärztin-
nen und Ärzte, Einrichtungen und Krankenhäuser ge-
mäß §  121 a SGB V“ vom 24. Januar 1997 (MBl. NRW. 
S. 137) außer Kraft. 

– MBl. NRW. 2019 S. 246

2123

Prüfungsordnung
der Zahnärztekammer Nordrhein 

für die Durchführung der Abschlussprüfung 
im  Ausbildungsberuf 

„Zahnmedizinische Fachangestellte“ und 
„Zahnmedizinischer  Fachangestellter“

Bekanntmachung der Zahnärztekammer Nordrhein

Vom 6. Juli 2018

Inhalt

I. Abschnitt
Prüfungsausschüsse

§ 1  Errichtung
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§ 2

Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei 
Mitgliedern. Die Mitglieder müssen für die Prüfungsge-
biete sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungs-
wesen geeignet sein (BBiG § 40 Abs. 1).

(2) Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder Be-
auftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in glei-
cher Zahl sowie mindestens ein Lehrer einer berufsbil-
denden Schule angehören. Mindestens zwei Drittel der 
Gesamtzahl der Mitglieder müssen Beauftragte der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer sein. Die Mitglieder ha-
ben Stellvertreter oder Stellvertreterinnen (BBiG §  40 
Abs.2).

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder wer-
den von der Zahnärztekammer Nordrhein längstens für 
fünf Jahre berufen.

(4) Die Arbeitnehmermitglieder werden auf Vorschlag 
der im Bereich der Zahnärztekammer Nordrhein beste-
henden Gewerkschaften und selbständigen Vereinigun-
gen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspoliti-
scher Zweck-setzung berufen.

(5) Lehrer einer berufsbildenden Schule werden im Ein-
vernehmen mit der Schulaufsichtsbehörde oder der von 
ihr bestimmten Stelle (Leiter der entsprechenden berufs-
bildenden Schule) berufen.

(6) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender 
Zahl innerhalb einer von der Zahnärztekammer Nord-
rhein gesetzten angemessenen Frist vorgeschlagen, so be-
ruft die Zahnärztekammer Nordrhein diese nach 
pfl icht-gemäßem Ermessen.

(7) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der 
Prüfungsausschüsse können nach Anhören der an ihrer 
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen 
werden. Als wichtiger Grund gelten insbesondere feh-
lende Sachkompetenz und/oder fehlende persönliche 
Eignung i. S. des § 40 Abs. 2, § 28 Abs. 1. BBiG.

(8) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. 
Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, soweit 
eine Entschädigung nicht von anderer Seite gewährt 
wird, eine angemessene Entschädigung zu zahlen, deren 
Höhe von der Zahnärztekammer Nordrhein mit Geneh-
migung der obersten Landesbehörde festgesetzt wird.

§ 3

Befangenheit

(1) Im Zulassungs- und Prüfungsverfahren dürfen Prü-
fungsausschussmitglieder nicht mitwirken, die mit der 
Prüfungsbewerberin verheiratet oder verheiratet gewe-
sen oder mit ihr in gerader Linie verwandt oder ver-
schwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbun-
den oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade ver-
wandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert sind, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft 
begründet ist, nicht mehr besteht.

(2) Mitwirken soll ebenfalls nicht der Ausbildende, so-
weit nicht besondere Umstände eine Mitwirkung zulas-
sen oder erfordern.

(3) Prüfungsausschussmitglieder, die sich befangen füh-
len oder Prüfungsteilnehmerinnen, die die Besorgnis der 
Befangenheit geltend machen wollen, haben dies der 
Zahnärztekammer Nordrhein und während der Prüfung 
dem Prüfungsausschuss mitzuteilen.

(4) Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mit-
wirkung trifft die Zahnärztekammer Nordrhein, wäh-
rend der Prüfung der Prüfungsausschuss.

(5) Wenn infolge der Befangenheit eine ordnungsgemäße 
Besetzung des Prüfungsausschusses nicht möglich ist, 
kann die Zahnärztekammer Nordrhein die Durchfüh-
rung der Abschlussprüfung einem anderen Prüfungsaus-
schuss übertragen. Das gleiche gilt, wenn eine objektive 
Durchführung der Prüfung aus anderen Gründen nicht 
gewährleistet erscheint.

II. Abschnitt
Vorbereitung der Abschlussprüfung

§ 7  Prüfungstermine

§ 8   Zulassungsvoraussetzungen für die Abschluss-
prüfung

§ 9  Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fällen

§ 10  Anmeldung zur Prüfung

§ 11  Entscheidung über die Zulassung

§ 12  Regelung für Behinderte

§ 13  Prüfungsgebühr

III. Abschnitt
Durchführung der Abschlussprüfung

§ 14  Prüfungsgegenstand

§ 15  Inhalt und Gliederung der Prüfung

§ 16  Prüfungsaufgaben

§ 17  Nicht-Öffentlichkeit

§ 18  Leitung und Aufsicht

§ 19  Ausweispfl icht und Belehrung

§ 20  Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

§ 21  Rücktritt, Nichtteilnahme

IV. Abschnitt
Bewertung, Feststellung und Beurkundung

des Prüfungsergebnisses

§ 22  Bewertung

§ 23  Feststellung des Prüfungsergebnisses

§ 24  Prüfungszeugnis

§ 25  Nicht bestandene Prüfung

V. Abschnitt
Wiederholungsprüfung

§ 26  Wiederholungsprüfung

VI. Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 27  Rechtsbehelfe

§ 28  Prüfungsunterlagen

§ 29  Geschlechtsspezifi sche Bezeichnung

§ 30  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Der Berufsbildungsausschuss hat in seiner Sitzung am 
6. Juli 2018 aufgrund des § 47 sowie des § 79 Abs. 4 des 
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 
(BGBl.  I S.  931), das zuletzt geändert durch Artikel 14 
des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) geändert 
worden ist, diese Prüfungsordnung für die Durchführung 
der Abschlussprüfung im Ausbildungsberuf „Zahnmedi-
zinischer Fachangestellter“/ „Zahnmedizinische Fachan-
gestellte“ beschlossen, die durch Erlass des Ministeriums 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 5. Juni 2019 genehmigt worden ist.

I. Abschnitt
Prüfungsausschüsse

§ 1
Errichtung

(1) Für die Abnahme der Abschlussprüfung errichtet die 
Zahnärztekammer Nordrhein als zuständige Stelle Prü-
fungsausschüsse in der jeweils erforderlichen Anzahl.

(2) Die Zahnärztekammer Nordrhein kann gemeinsame 
Prüfungsausschüsse errichten (überregionale Prüfungs-
ausschüsse).
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6.   wessen Berufsausbildungsverhältnis in das Verzeich-
nis der Berufsausbildungsverhältnisse eingetragen 
oder aus einem Grund nicht eingetragen ist, den der 
Auszubildende nicht zu vertreten hat.

(2) Bei mindestens ausreichenden Leistungen in allen 
prüfungsrelevanten Unterrichtsfächern (lt. Angabe letz-
tes Berufsschulzeugnis) kann auf Antrag des Prüfungs-
bewerbers eine Zulassung auch bei Fehlen der Vorausset-
zungen gemäß Abs. 1 Nr. 2,3 in Härtefällen erfolgen.

§ 9
Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fällen

(1) Der/die Auszubildende kann nach Anhören des Aus-
bildenden und des Berufskollegs vor Ablauf der Ausbil-
dungszeit zur Abschlussprüfung zugelassen werden, 
wenn ihre/seine Leistungen dies rechtfertigen.

(2) Eine Verkürzung der Ausbildungszeit nach §  45 
Abs. 1 BBiG ist möglich, wenn der/dem Auszubildenden 
von der berufsbildenden Schule und dem Ausbildenden 
„über dem Durchschnitt“ liegende Leistungen beschei-
nigt werden.

Die in der berufsbildenden Schule erbrachten Leistun-
gen liegen über dem Durchschnitt, wenn die Durch-
schnittsnote der in der berufsbildenden Schule unter-
richteten Fächer

Zahnmedizinische Assistenz

Leistungsabrechnung

Rechts- und Wirtschaftsbeziehung

Praxismanagement

mindestens den Notendurchschnitt 2,2 aufweist; dabei 
darf kein Fach „unter dem Durchschnitt“ (Mindestnote 
3) bewertet sein.

(3) Die Ausbildungszeit von 24 Monaten soll nicht un-
terschritten werden.

(4) Zur Abschlussprüfung ist auch zuzulassen, wer nach-
weist, dass er mindestens vier Jahre in dem Beruf tätig 
gewesen ist, in dem er die Prüfung ablegen will. Hiervon 
kann abgesehen werden, wenn durch Vorlage von Zeug-
nissen oder auf andere Weise glaubhaft dargetan wird, 
dass die Bewerberin Kenntnisse und Fertigkeiten erwor-
ben hat, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

(5) Zur Abschlussprüfung ist ferner zuzulassen, wer in 
einem Berufskolleg oder einer sonstigen Einrichtung 
(z. B. Rehabilitationszentrum) ausgebildet worden ist, 
wenn diese Ausbildung der Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf entspricht.

§ 10
Anmeldung zur Prüfung

(1) Die Anmeldung zur Prüfung hat schriftlich gemäß 
den von der Zahnärztekammer Nordrhein bestimmten 
Anmeldefristen und -formularen durch den Ausbilden-
den mit Zustimmung der Auszubildenden zu erfolgen.

(2) In besonderen Fällen kann die Prüfungsbewerberin 
selbst den Antrag auf Zulassung zur Prüfung stellen. 
Dies gilt insbesondere in Fällen gem. §  9 Abs.  4 und 5 
und bei Wiederholungsprüfungen, falls ein Ausbildungs-
verhältnis nicht mehr besteht.

(3) Zuständig für die Anmeldung ist die Zahnärztekam-
mer Nordrhein, in deren Bezirk- in den Fällen des §  8 
und 9 Abs. 1 die Ausbildungsstätte liegt,– in den Fällen 
des § 9 Abs. 4 und 5 die Arbeitsstätte oder, soweit kein 
Arbeitsverhältnis besteht, der gewöhnliche Aufenthalt 
der Prüfungsbewerberin liegt, – in den Fällen des §  1 
Abs. 2 der gemeinsame Prüfungsausschuss errichtet wor-
den ist. 

(4) Dem Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung ge-
mäß §§ 8, 9 Abs. 1 sind folgende Unterlagen der Auszu-
bildenden beizufügen:

–  eine Ablichtung der Bescheinigung über die Teilnahme 
an der vorgeschriebenen Zwischenprüfung, 

–  schriftliche Bestätigung des Ausbildenden über die 
ordnungsgemäße Führung des Berichtsheftes (Ausbil-
dungsnachweises),

§ 4
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und deren Stellvertreter. Der Vorsitzende 
und sein Stellvertreter sollen nicht derselben Mitglieder-
gruppe angehören (BBiG § 41 Abs. 1).

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei 
Drittel der Mitglieder, mindestens drei, mitwirken. Er 
beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag (BBiG § 41 Abs. 2).

§ 5
Geschäftsführung

(1) Die Zahnärztekammer Nordrhein regelt im Einver-
nehmen mit dem Prüfungsausschuss dessen Geschäfts-
führung, insbesondere Einladungen, Protokollführung 
und Durchführung der Beschlüsse.

(2) Die Sitzungsprotokolle sind vom Protokollführer und 
vom Vorsitzenden zu unterzeichnen. §  23 Abs.  6 bleibt 
unberührt.

§ 6
Verschwiegenheit

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie Gäste ge-
mäß § 17 Abs. 2 sind verpfl ichtet, über alle Prüfungsvor-
gänge gegenüber Dritten Verschwiegenheit zu wahren. 
Dies gilt nicht gegenüber dem Berufsbildungsausschuss. 
Ausnahmen bedürfen der Einwilligung der Zahnärzte-
kammer Nordrhein.

II. Abschnitt
Vorbereitung der Prüfung

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Zahnärztekammer Nordrhein bestimmt in der 
Regel zwei Prüfungstermine im Jahr. Diese Termine sol-
len auf den Ablauf der Berufsausbildung und des Schul-
jahres abgestimmt sein.

(2) Die Zahnärztekammer Nordrhein gibt diese Termine 
einschließlich der Anmeldefristen in ihrem amtlichen 
Mitteilungsorgan (Rheinisches Zahnärzteblatt) rechtzei-
tig bekannt und informiert gleichzeitig die beteiligten 
berufsbildenden Schulen.

(3) Wird die Abschlussprüfung mit einheitlichen und 
überregionalen Prüfungsaufgaben durchgeführt, sind für 
die schriftliche Prüfung einheitliche Prüfungstage für 
alle Prüfl inge anzusetzen.

§ 8
Zulassungsvoraussetzungen für die Abschlussprüfung

(1) Zur Abschlussprüfung ist zuzulassen,

1.  wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder wes-
sen Ausbildungszeit nicht später als zwei Monate 
nach dem Prüfungstermin endet,

2.   wer während des Berufsausbildungsverhältnisses 
nicht mehr als 30 Schultage (> 180 Unterrichtsstun-
den) oder nicht mehr als 45 Arbeitstage in der Praxis  
– entschuldigt oder unentschuldigt – Unterbrechun-
gen durch Urlaub oder Schwangerschaft bleiben hier-
von unberührt – gefehlt hat,

3.   wer eine nach §  8 Abs.  1  BBiG auf zwei Jahre ver-
kürzte Berufsausbildung absolviert und nicht mehr 
als 20 Schultage (>120 Unterrichtsstunden) oder 
nicht mehr als 30 Arbeitstage in der Praxis entschul-
digt oder unentschuldigt – Unterbrechungen durch 
Urlaub oder Schwangerschaft bleiben hiervon unbe-
rührt – gefehlt hat,

4.   wer an der vorgeschriebenen Zwischenprüfung teil-
genommen hat,

5.   wer das Berichtsheft (Ausbildungsnachweis) in 
schriftlicher oder elektronischer Form geführt hat 
und
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mittelten Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbildung 
wesentlich ist.

(2) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und ei-
nem praktischen Teil.

(3) Der schriftliche Prüfungsteil besteht aus den Berei-
chen Behandlungsassistenz, Praxisorganisation und – 
verwaltung, Abrechnungswesen sowie Wirtschafts- und 
Sozialkunde. Die Anforderungen in den Bereichen sind:

1.  Bereich Behandlungsassistenz:

  Der Prüfl ing soll praxisbezogene Aufgaben bearbei-
ten. Er soll in der Prüfung zeigen, dass er bei der Dia-
gnostik und Therapie Arbeitsabläufe planen und die 
Durchführung der Behandlungsassistenz beschreiben 
kann. Dabei soll er gesetzliche und vertragliche Rege-
lungen der zahnmedizinischen Versorgung, Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, Umweltschutz 
sowie Maßnahmen der Praxishygiene berücksichti-
gen. Der Prüfl ing soll nachweisen, dass er fachliche 
und wirtschaftliche Zusammenhänge verstehen, 
Sachverhalte analysieren sowie Lösungsmöglichkei-
ten entwickeln und darstellen kann. 

  Hierfür kommen insbesondere folgende Gebiete in 
Betracht:

 a)   Arbeitsorganisation, qualitätssichernde Maßnah-
men,

 b)   Kommunikation, Information und Patienten-
betreuung,

 c)  Grundlagen der Prophylaxe,

 d)  Arzneimittel, Werkstoffe, Materialien, Instrumente,

 e)  Dokumentation,

 f)  Diagnose- und Therapiegeräte,

 g)  Röntgen und Strahlenschutz,

 h)  Hilfeleistungen bei Zwischenfällen;

2.  Bereich Praxisorganisation und –verwaltung:

  Der Prüfl ing soll praxisbezogene Aufgaben bearbei-
ten. Er soll in der Prüfung zeigen, dass er Praxisab-
läufe gestalten, den Arbeitsablauf systematisch pla-
nen und im Zusammenhang mit anderen Arbeitsbe-
reichen darstellen kann. Dabei soll er Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Arbeit, Umweltschutz, 
Maßnahmen der Qualitätssicherung sowie Informati-
ons- und Kommunikationsmöglichkeiten berücksich-
tigen. 

  Hierfür kommen insbesondere folgende Gebiete in 
Betracht:

 a)   Gesetzliche und vertragliche Regelungen der 
zahnmedizinischen Versorgung,

 b)  Arbeiten im Team,

 c)  Kommunikation, Information und Datenschutz,

 d)  Patientenbetreuung,

 e)  Verwaltungsarbeiten,

 f)  Zahlungsverkehr,

 g)  Materialbeschaffung und –verwaltung,

 h)  Dokumentation,

 i)  Abrechnung von Leistungen;

3.  Bereich Abrechnungswesen:

  Der Prüfl ing soll praxisbezogene Aufgaben bearbei-
ten. Dabei soll er zeigen, dass er Leistungen unter Be-
rücksichtigung von abrechnungsbezogenen Vorschrif-
ten für privat und gesetzlich versicherte Patienten 
abrechnen kann und dabei fachliche Zusammenhänge 
zwischen Verwaltungsarbeiten, Arbeitsorganisation 
und Behandlungsassistenz versteht. 

  Hierfür kommen insbesondere folgende Gebiete in 
Betracht:

 a)  Gebührenordnung und Vertragsbestimmungen,

 b)  Heil- und Kostenpläne,

 c)  Vorschriften der Sozialgesetzgebung,

–  schriftliche Bestätigung des Ausbildenden über nicht 
mehr als 45 Fehltage (Arbeitstage) in der Praxis,

–  alle Zeugnisse des zuständigen Berufskollegs in be-
glaubigter Ablichtung,

–  eine Ablichtung des gültigen Berufsausbildungsvertra-
ges,

(5) Dem Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung ge-
mäß § 9 Abs. 4 und 5 sind folgende Unterlagen beizufü-
gen:

–  das letzte Zeugnis der zuletzt besuchten Schule,

–  Tätigkeitsnachweise oder glaubhafte Darlegung über 
den Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten im Sinn 
des § 9 Abs. 4 oder Ausbildungsnachweis im Sinn des 
§ 9 Abs. 5.

§ 11
Entscheidung über die Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Abschlussprüfung entschei-
det die Zahnärztekammer Nordrhein. Hält sie die Zulas-
sungsvoraussetzungen nicht für gegeben, so entscheidet 
der Prüfungsausschuss mit Stimmenmehrheit.

(2) Unterbleibt die Zulassung aufgrund der Vorausset-
zungen nach § 8 Abs.1 Nr. 2 oder Abs. 2, so ist die Prü-
fungsbewerberin zum nächstmöglichen Termin zuzulas-
sen.

(3) Die Entscheidung über die Zulassung/Nichtzulas-
sung ist der Prüfungsbewerberin mitzuteilen. Bei Zulas-
sung sind Prüfungstag und Prüfungsort einschließlich 
der erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel mitzuteilen.

(4) Die Zulassung kann vom Prüfungsausschuss bis zum 
ersten Prüfungstage, wenn sie auf Grund von gefälschten 
Unterlagen oder falschen Angaben ausgesprochen wird, 
widerrufen werden. 

§ 12
Regelung für Behinderte

Behinderten sind auf Antrag die ihrer Behinderung an-
gemessenen Erleichterungen im Prüfungsverfahren ein-
zuräumen. Art und Umfang der im Einzelfall zu gewäh-
renden Erleichterungen sind rechtzeitig mit den Behin-
derten zu erörtern.

§ 13
Prüfungsgebühr

(1) Für die Teilnahme an der Prüfung wird eine Gebühr 
nach der Gebührenordnung der Zahnärztekammer 
Nordrhein in der jeweils geltenden Fassung erhoben.

(2) Diese Gebühr ist in den Fällen der §§ 8, 9 Abs. 1 vom 
Ausbildenden und in den Fällen des § 9 Abs. 3 und 4 so-
wie §  26 Abs.  4 unter bestimmten Voraussetzungen von 
der Prüfungsbewerberin zu entrichten.

III. Abschnitt
Durchführung der Prüfung

§ 14
Prüfungsgegenstand

Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob die 
Prüfungsbewerberin die erforderlichen Fähigkeiten be-
herrscht, die notwendigen praktischen und theoretischen 
Kenntnisse sowie die Befähigung zum selbstständigen 
Planen, Durchführen und Kontrollieren besitzt und mit 
dem im Berufsschulunterricht vermittelten, für die Be-
rufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die 
Grundlagen der Ausbildungsverordnung sind zu beach-
ten.

§ 15
Inhalt und Gliederung der Prüfung

(1) Die Abschlussprüfung erstreckt sich auf die in der 
Anlage 1 der Verordnung über die Berufsausbildung 
zum/zur „Zahnmedizinischen Fachangestellten / Zahn-
medizinischen Fachangestellten“ Fertigkeiten und 
Kenntnisse sowie auf den im Berufsschulunterricht ver-
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und stellvertretenden Mitglieder des Berufsbildungsaus-
schusses können anwesend sein.

(2) Der Prüfungsausschuss kann im Einvernehmen mit 
der Zahnärztekammer Nordrhein andere Personen als 
Gäste zulassen.

(3) Bei der Beratung über das Prüfungsergebnis dürfen 
nur die Mitglieder des Prüfungsausschusses anwesend 
sein. Die in Absatz  1 bezeichneten Personen sind nicht 
stimmberechtigt und haben sich auch sonst jeder Ein-
wirkung auf den Prüfungsablauf zu enthalten.

§ 18
Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des Vorsitzenden 
vom gesamten Prüfungsausschuss abgenommen.

(2) Bei schriftlichen Prüfungen regelt die Zahnärzte-
kammer Nordrhein im Einvernehmen mit dem Prüfungs-
ausschuss und dem Berufskolleg die Aufsichtsführung, 
die sicherstellen soll, dass der Prüfl ing die Arbeiten selb-
ständig und mit den erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln 
ausführt.

(3) Über den Verlauf der schriftlichen und mündlichen 
Prüfung ist eine Niederschrift anzufertigen. § 23 Abs. 6 
fi ndet Beachtung.

§ 19
Ausweispfl icht und Belehrung

(1) Die Prüfl ingsteilnehmer haben sich auf Verlangen des 
Vorsitzenden oder des Aufsichtsführenden über ihre Per-
son auszuweisen und zu versichern, dass sie sich gesund-
heitlich in der Lage fühlen, an der Prüfung teilzuneh-
men.

(2) Die Prüfungsteilnehmer sind vor Beginn der Prüfung 
über den Prüfungsablauf, die zur Verfügung stehende 
Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die Folgen 
von Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen zu 
belehren.

§ 20
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1) Prüfl inge, die sich einer Täuschungshandlung oder 
einer erheblichen Störung des Prüfungsablaufs schuldig 
machen, kann der Aufsichtsführende von der Prüfung 
vorläufi g ausschließen. Prüfl inge, die das Ergebnis einer 
Prüfungsarbeit durch Täuschung, Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel oder Kontaktaufnahme mit Dritten 
zu eigenem oder fremdem Vorteil beeinfl ussen, können 
vom Aufsichtsführenden von der Fortsetzung des Prü-
fungsbereichs bzw. Prüfungsteilbereiches vorläufi g aus-
geschlossen werden.

(2) Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen ent-
scheidet der Prüfungsausschuss. In diesen Fällen kann 
der Prüfungsausschuss den Prüfungsbereich bzw. Prü-
fungsteilbereich mit der Note „6“ bewerten. In schwer-
wiegenden Fällen, insbesondere bei vorbereiteten Täu-
schungshandlungen, kann auch die Prüfung für nicht be-
standen erklärt werden. Das gleiche gilt bei innerhalb 
eines Jahres nachträglich festgestellten Täuschungen.

§ 21
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Der Prüfl ing kann bis spätestens 1 Woche vor Beginn 
durch schriftliche Erklärung zurücktreten. In diesem 
Fall gilt die Prüfung als nicht abgelegt.

(2) Tritt der Prüfl ing nach Beginn der Prüfung ohne Ge-
nehmigung des Prüfungsausschusses von der Prüfung 
zurück oder bleibt ihr unentschuldigt fern, so gilt die 
Prüfung als nicht bestanden. Dasselbe gilt auch für eine 
Nichtteilnahme an einem Prüfungsbereich bzw. an Prü-
fungsteilbereichen.

(3) Tritt der Prüfl ing mit Genehmigung des Prüfungsaus-
schusses aus wichtigem Grunde von der Prüfung zurück, 
so werden auf Antrag des Prüfl ings bereits erbrachte, in 
sich abgeschlossene Prüfungsbereiche bzw. Prüfungsteil-
bereiche anerkannt. Im Übrigen gilt die Prüfung als 
nicht unternommen.

 d)   Anwendung von Informations- und Kommunikati-
onssystemen,

 e)  Datenschutz und Datensicherheit,

 f)  Patientenbetreuung,

 g)  Behandlungsdokumentation;

4.  Bereich Wirtschafts- und Sozialkunde:

  Der Prüfl ing soll praxisbezogene Aufgaben aus der 
Berufs- und Arbeitswelt bearbeiten und dabei zeigen, 
dass er allgemeine wirtschaftliche und gesellschaftli-
che Zusammenhänge darstellen kann.

(4) Für den schriftlichen Teil der Prüfung ist von folgen-
den zeitlichen Höchstwerten auszugehen:

1.  im Bereich Behandlungsassistenz   150 Minuten

2.  Im Bereich Praxisorganisation 
 und -verwaltung    60 Minuten

3.  im Bereich Abrechnungswesen    90 Minuten

4.  im Bereich Wirtschafts- und Sozialkunde   60 Minuten

Die zeitlichen Höchstwerte können insbesondere unter-
schritten werden, soweit die schriftliche Prüfung in pro-
grammierter Form, d. h. unter Anwendung der computer-
gestützten Informationstechnologie, durchgeführt wird.

(5) Eine Überprüfung der Kenntnisse zum Röntgen und 
Strahlenschutz ist im schriftlichen und praktischen Teil 
regelmäßiger Bestandteil der Prüfung.

(6) Im praktischen Teil der Prüfung soll der Prüfl ing zei-
gen, dass er Patienten vor, während und nach der Be-
handlung betreuen, Patienten über Behandlungsabläufe 
und über Möglichkeiten der Prophylaxe informieren und 
zur Kooperation motivieren kann. Er soll nachweisen, 
dass er Behandlungsabläufe organisieren, Verwaltungs-
arbeiten durchführen sowie bei der Behandlung assistie-
ren kann. Dabei soll der Prüfl ing Sicherheit und Gesund-
heitsschutz bei der Arbeit, Belange des Umweltschutzes 
und Hygienevorschriften berücksichtigen.

Der Prüfl ing soll in höchstens 60 Minuten eine komplexe 
Prüfungsaufgabe bearbeiten und in einem Prüfungsge-
spräch erläutern. Dabei soll er praxisbezogene Arbeits-
abläufe simulieren, demonstrieren, dokumentieren und 
präsentieren.

Innerhalb der Prüfungsaufgabe sollen höchstens 30 Mi-
nuten auf das Gespräch entfallen. Dem Prüfl ing ist eine 
angemessene Vorbereitungszeit einzuräumen. Für die 
praktische Aufgabe kommen insbesondere in Betracht:

1.   Patientengespräche personenorientiert und situati-
onsgerecht führen,

2.  Prophylaxemaßnahmen demonstrieren oder

3.   Materialien, Werkstoffe und Arzneimittel vorbereiten 
und verarbeiten; den Einsatz von Geräten und Instru-
menten demonstrieren.

(7) Sind im schriftlichen Teil der Prüfung die Prüfungs-
leistungen in bis zu zwei Bereichen mit mangelhaft, in 
den übrigen Bereichen mit mindestens ausreichend be-
wertet worden, so ist auf Antrag des Prüfl ings oder nach 
Ermessen des Prüfungsausschusses in einem der mit 
mangelhaft bewerteten Bereiche die schriftliche durch 
eine mündliche Prüfung von höchstens 15 Minuten zu er-
gänzen, wenn diese für das Bestehen der Prüfung den 
Ausschlag geben kann. Der Bereich ist vom Prüfl ing zu 
bestimmen.

§ 16
Prüfungsaufgaben

Die Prüfungsaufgaben werden von einem Ausschuss er-
stellt, den die Zahnärztekammer Nordrhein bestellt. Ihm 
gehören Vertreter der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und 
der Lehrer an.

§ 17
Nicht-Öffentlichkeit

(1) Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Beauftragte der 
obersten Landesbehörde, der Zahnärztekammer Nord-
rhein, der zuständigen Bezirksstelle sowie die Mitglieder 
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(5) Die Prüfung ist bestanden, wenn jeweils im prakti-
schen und im schriftlichen Teil der Prüfung sowie inner-
halb des schriftlichen Teils der Prüfung in mindestens 
drei Bereichen mindestens ausreichende Prüfungsleis-
tungen erbracht sind. Werden die Prüfungsleistungen in 
einem Bereich mit „ungenügend“ bewertet, ist die Prü-
fung nicht bestanden.

(6) Über den Verlauf der Prüfung einschließlich der Fest-
stellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Sie ist von den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

(7) Der Prüfungsausschuss muss dem Prüfl ing am letzten 
Prüfungstag mitteilen, ob er die Prüfung „bestanden“ 
oder „nicht bestanden“ hat. Hierüber ist dem Prüfungs-
teilnehmer eine vom Vorsitzenden / stellvertretenden Vor-
sitzenden zu unterzeichnende Bescheinigung auszuhän-
digen. Dabei ist als Termin des Bestehens oder Nichtbe-
stehens der Tag der letzten Prüfungsleistung einzusetzen.

§ 24
Prüfungszeugnis

(1) Über die bestandene Prüfung erhält der Prüfl ing von 
der Zahnärztekammer Nordrhein ein Zeugnis.

(2) Das Prüfungszeugnis enthält:

–  die Bezeichnung „Prüfungszeugnis“ nach § 37 BBiG

–  die Personalien des Prüfl ings

–  die Bezeichnung des Ausbildungsberufes „Zahnmedi-
zinische Fachangestellte / Zahnmedizinischer Fachan-
gestellter“

–  die Ergebnisse der Prüfung in den schriftlichen Berei-
chen

 „Behandlungsassistenz“ 

 „Abrechnungswesen“

 „Praxisorganisation und -verwaltung“

 „Wirtschafts- und Sozialkunde“

sowie 

–  das Ergebnis der „Praktischen Prüfung“ und das hier-
aus ermittelte Gesamtergebnis

–  das Datum des Bestehens der Prüfung- die Unter-
schriften des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
und des Beauftragten der Zahnärztekammer Nord-
rhein (mit Siegel)

(3) Soweit von dem Prüfl ing der Nachweis der geforder-
ten Kenntnisse im Strahlenschutz nach Feststellung des 
Prüfungsergebnisses erfolgreich geführt worden ist, wird 
ihm durch die Zahnärztekammer Nordrhein gemäß § 24 
Abs. 2 Nr. 2 der Verordnung über den Schutz vor Schä-
den durch Röntgenstrahlen (Röntgenverordnung – RöV) 
in der jeweils gültigen Form der Kenntnisnachweis aus-
gehändigt.

§ 25
Nicht bestandene Prüfung

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Prüfl ing 
von der Zahnärztekammer Nordrhein einen schriftlichen 
Bescheid. Darin ist anzugeben, in welchen Prüfungsbe-
reichen bzw. Prüfungsteilbereichen ausreichende Leis-
tungen nicht erbracht worden sind.

(2) Auf die besonderen Bedingungen der Wiederholungs-
prüfung gemäß §  26 ist hinzuweisen insbesondere dar-
auf, welche Prüfungsbereiche bei einer Wiederholung der 
Prüfung nicht zu wiederholen sind.

V. Abschnitt
Wiederholungsprüfung

§ 26
Wiederholungsprüfung

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann zwei-
mal wiederholt werden.

(2) Hat der Prüfl ing bei nicht bestandener Prüfung in ei-
nem Prüfungsbereich oder Prüfungsteilbereich mindes-

(4) Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes im 
Sinne des Absatzes 3 entscheidet der Prüfungsausschuss.

IV. Abschnitt
Bewertung, Feststellung und Beurkundung 

des Prüfungsergebnisses

§ 22
Bewertung

(1) Die Prüfungsleistungen gemäß der Gliederung nach 
§  15 sowie die Gesamtleistung sind – unbeschadet der 
Gewichtung von einzelnen Prüfungsleistungen aufgrund 
der Ausbildungsverordnung oder soweit diese darüber 
keine Bestimmung enthält, aufgrund der Entscheidung 
des Prüfungsausschusses – wie folgt zu bewerten:

Eine den Anforderungen in besonderem Maße entspre-
chende Leistung:

100 – 92 Punkte = Note sehr gut (1);

eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung:

unter 92 – 81 Punkte = Note gut (2);

eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende 
Leistung:

unter 81 – 67 Punkte = Note befriedigend (3);

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Gan-
zen den Anforderungen noch entspricht:

unter 67 – 50 Punkte = Note ausreichend (4);

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind:

unter 50 – 30 Punkte = Note mangelhaft (5);

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, 
und bei der selbst die Grundkenntnisse lückenhaft sind:

unter 30 – 0 Punkte = Note ungenügend (6).

(2) Soweit eine Bewertung der Leistungen nach dem 
Punktsystem nicht sachgerecht ist, ist die Bewertung nur 
nach Noten vorzunehmen. Bei programmierter Prüfung 
ist eine der Prüfungsart entsprechende Bewertung vor-
zunehmen.

(3) Die Prüfungsleistungen sind von den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses getrennt und selbständig zu beur-
teilen und zu bewerten.

(4) Die Bewertung der Prüfungsbereiche gem. §  15 er-
folgt nach einem differenzierten Punkt- und Notensys-
tem des Abs. 1 gemäß den durch den Prüfungsausschuss 
erstellten Richtlinien und Hinweise für die Bewertung. 
Soweit bei der Bewertung Mittel zu errechnen und diese 
in ganzen Noten festzustellen sind, ist bei Werten bis 
0,49 abzurunden.

§ 23
Feststellung des Prüfungsergebnisses

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses stellen ge-
meinsam die Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleistun-
gen sowie das Gesamtergebnis der Prüfung fest.

(2) Die Ergebnisse der Prüfung in den schriftlichen Be-
reichen 

„Behandlungsassistenz“, Praxisorganisation und –ver-
waltung“, „Abrechnungswesen“ und „Wirtschafts- und 
Sozialkunde“ werden dem Prüfungsteilnehmer mit der 
Einladung zur Teilnahme am praktischen Teil der Prü-
fung bekanntgegeben. 

(3) Bei der Ermittlung des Ergebnisses des schriftlichen 
Teils der Prüfung hat der Bereich Behandlungsassistenz 
gegenüber jedem der übrigen Bereiche das doppelte Ge-
wicht.

(4) Bei der Ermittlung des Ergebnisses im Rahmen der 
mündlichen Ergänzungsprüfung gem. §  15 Abs.  7 sind 
das bisherige Ergebnis des schriftlichen Bereichs und 
das Ergebnis der mündlichen Ergänzungsprüfung im 
Verhältnis 2:1 zu gewichten.
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2323
Änderung des Runderlasses 

„Verwaltungsvorschrift Technische 
 Baubestimmungen NRW“

Runderlass des Ministeriums für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung

– 614 – 408 –

Vom 14. Juni 2019

1
Die Anlage zum Runderlass des Ministeriums für Hei-
mat, Kommunales, Bau und Gleichstellung „Verwal-
tungsvorschrift Technische Baubestimmungen NRW“ 
vom 7. Dezember 2018 (MBl. NRW. S. 775), die in der 
elektronischen Fassung des Ministerialblatts veröffent-
licht wurde, und darüber hinaus in der Sammlung des 
Ministerialblatts unter https://recht.nrw.de abrufbar ist, 
erhält die aus dem Anhang zu diesem Runderlass er-
sichtliche Fassung. 

2
Die Anlage zu diesem Runderlass wird in der elektroni-
schen Fassung des Ministerialblatts für das Land Nord-
rhein-Westfalen veröffentlicht (MBl. NRW.) und ist darü-
ber hinaus in der Sammlung des bereinigten Ministerial-
blatts für das Land Nordrhein-Westfalen (SMBl. NRW.) 
unter https://recht.nrw.de abrufbar. Die Anlage wird zu-
dem in elektronischer Form auf der Internetseite des Mi-
nisteriums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleich-
stellung des Landes Nordrhein-Westfalen veröffentlicht.

3
Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft.

– MBl. NRW. 2019 S. 255

79023
Änderung der

FöRl Extremwetterfolgen
Runderlass des Ministeriums für Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
– I-6/III-3-40-00-00.34 –

Vom 14. Juni 2019

Der Runderlass „FöRl Extremwetterfolgen“ des Ministe-
riums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz vom 23. Mai 2019 (MBl. NRW. S.  225) wird 
wie folgt geändert:

In Nummer 3.1 werden die Wörter „das zuletzt durch Ar-
tikel 53 des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
S. 662) geändert worden ist,“ gestrichen.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft. 

– MBl. NRW. 2019 S. 255

924
Richtlinien zur Durchführung

der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn
und Binnenschifffahrt (GGVSEB) und weiterer

gefahrgutrechtlicher Verordnungen 
 (Durchführungsrichtlinien Gefahrgut – RSEB)

Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Verkehr, 
des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, 

 Digitalisierung und Energie, des Ministeriums 
des  Innern, des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 

und Soziales und des Ministeriums für Umwelt, 
 Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz

Vom 1. Juli 2019

Der Gemeinsame Runderlass vom 30. Juli 2002 (MBl. 
NRW. S. 906), der zuletzt durch Runderlass vom 21. Au-

tens ausreichende Leistungen erbracht, so ist dieses Fach 
auf Antrag des Prüfl ings nicht zu wiederholen, sofern 
dieser sich innerhalb von zwei Jahren – gerechnet vom 
Tage der Beendigung der nicht bestandenen Prüfung an 
– zur Wiederholungsprüfung anmeldet.

(3) Die Prüfung kann frühestens zum nächsten Prü-
fungstermin wiederholt werden.

(4) Die Vorschriften über die Anmeldung und Zulassung 
(§§ 8 – 11) gelten sinngemäß. Der Anmeldung ist außer-
dem der gemäß §  25 Abs.  1 erteilte Bescheid in Kopie 
beizufügen 

VI. Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 27
Rechtsbehelfe

Maßnahmen und Entscheidungen der Prüfungsaus-
schüsse sowie der Zahnärztekammer Nordrhein sind bei 
ihrer schriftlichen Bekanntgabe an die Prüfungsbewer-
berin bzw. -teilnehmerin mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Diese richtet sich im Einzelnen nach 
der Verwaltungsgerichtsordnung und den dazu erlasse-
nen Ausführungsbestimmungen des Landes Nordrhein- 
Westfalen.

§ 28
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist dem Prüfl ing nach Abschluss der Prüfung 
Einsicht in seine Prüfungsunterlagen zu gewähren. Die 
schriftlichen Prüfungsarbeiten sind zwei Jahre, die An-
meldungen und Niederschriften sind zehn Jahre nach 
Abschluss der Prüfung aufzubewahren

§ 29
Geschlechtsspezifi sche Bezeichnung

Alle personenbezogenen Begriffe dieser Prüfungsord-
nung werden im jeweiligen Einzelfall im amtlichen 
Sprachgebrauch in ihrer geschlechtsspezifi schen Be-
zeichnung verwendet.

§ 30
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Prüfungsordnung für die Durchführung der Ab-
schlussprüfung im Ausbildungsberuf „Zahnmedizi-
nischer Fachangestellter / Zahnmedizinische Fachange-
stellte“ tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Minis-
terialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung für die Durchfüh-
rung der Abschlussprüfung im Ausbildungsberuf „Zahn-
medizinischer Fachangestellter / Zahnmedizinische Fach-
angestellte“ vom 30. November 2001 in der genehmigten 
Fassung vom 17. Januar 2003 außer Kraft.

Genehmigt

Düsseldorf, den 5. Juni 2019

Ministerium
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

 (Dr.  S t o l l m a n n)

Die vorstehende Prüfungsordnung wird hiermit ausge-
fertigt und im Ministerialblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen veröffentlicht.

Düsseldorf, den 17.06.2019

Dr. Johannes  S z a f r a n i a k

Präsident
der Zahnärztekammer Nordrhein

– MBl. NRW. 2019 S. 249
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III.

Landeswahlleiter

Landtagswahl 2017
Feststellung von Nachfolgern aus der Landesliste

Bekanntmachung des Landeswahlleiters 
– 11 – 35.09.13 –

Vom 27. Juni 2019

Der Landtagsabgeordnete Herr Moritz Körner hat sein 
Mandat mit Ablauf des 26. Juni 2019 niedergelegt. Als 
Nachfolgerin ist mit Wirkung vom 27. Juni 2019

Frau Daniela Beihl

aus der Landesliste der Freien Demokratischen Partei 
(FDP) Mitglied des Landtags. 

Bezug: Bekanntmachung des Landeswahlleiters vom 
23.06.2017 (MBl. NRW. S. 544) 

– MBl. NRW. 2019 S. 256

Landtagswahl 2017
Feststellung von Nachfolgern aus der Landesliste

Bekanntmachung des Landeswahlleiters 
– 11 – 35.09.13 –

Vom 3. Juli 2019

Der Landtagsabgeordnete Herr Dr. Stefan Berger hat 
sein Mandat mit Ablauf des 3. Juli 2019 niedergelegt. Als 
Nachfolger ist mit Wirkung vom 4. Juli 2019

Herr Wilhelm Hausmann

aus der Landesliste der Christlich Demokratischen 
Union (CDU) Mitglied des Landtags. 

Bezug: Bekanntmachung des Landeswahlleiters vom 
23. Juni 2017 (MBl. NRW. S. 544) 

– MBl. NRW. 2019 S. 256

Landschaftsverband Rheinland

14. Landschaftsversammlung Rheinland
Feststellung eines Nachfolgers

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes Rheinland

Vom 26. Juni 2019

Die Feststellung eines Nachfolgers in der 14. Land-
schaftsversammlung Rheinland ist im Internet unter 
www.bekanntmachungen.lvr.de öffentlich bekannt ge-
macht worden. 

Köln, den 26. Juni 2019 

Die Direktorin
des Landschaftsverbandes Rheinland

L u b e k

– MBl. NRW. 2019 S. 256

gust 2015 (MBl. NRW. S.519) sowie durch Runderlass 
vom 30. Juni 2017 (MBl. NRW. S.660) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1.
Allgemeine Richtlinien

Die Richtlinien zur Durchführung der Gefahrgutver-
ordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt 
(GGVSEB) und weiterer gefahrgutrechtlicher Verord-
nungen (Durchführungsrichtlinien Gefahrgut) – RSEB- 
sind am 30. April 2019 (VkBl 2019, S. 306) neu gefasst 
worden.

Ich bitte, nach diesen Richtlinien zu verfahren.

Gleichzeitig werden die GGVSEB-Durchführungsricht-
linien - RSEB- vom 28. April 2017 (VkBl. 2017, S.  474) 
aufgehoben.“

– MBl. NRW. 2019 S. 255

II.

Ministerpräsident

 Änderung der Anschrift
Herr Claus Securs; Honorarkonsul der Republik 

Mauritius in Düsseldorf
Bekanntmachung des Ministerpräsidenten 

– M 2 – 433g-1/00 –

Vom 17. Juni 2019

Zur Ihrer Kenntnisnahme wird die von der Botschaft der 
Republik Mauritius dem Auswärtigen Amt übermittelte 
geänderte Anschrift der honorarkonsularischen Vertre-
tung in Düsseldorf mitgeteilt, für die das Auswärtige 
Amt eine Nutzungsgenehmigung erteilt hat: 

Eisenhüttenstraße 4, 2. Etage.
40882 Ratingen

Die übrigen Kontaktdaten bleiben unverändert. 

– MBl. NRW. 2019 S. 256

Konsularische Vertretung 
der Republik Kosovo in Düsseldorf

Bekanntmachung des Ministerpräsidenten 
– M 2 – 02.27 a – 1/19 –

Vom 25. Juni 2019

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Republik Kosovo in Düssel-
dorf ernannten Herrn Arjan KASHTANJEVA am 24. 
Juni 2019 das Exequatur als Generalkonsul erteilt. Der 
Konsularbezirk umfasst das Land Nordrhein-Westfalen. 

– MBl. NRW. 2019 S. 256

Honorarkonsularische Vertretung 
der Republik Österreich in Düsseldorf
Bekanntmachung des Ministerpräsidenten 

– M 2 – 03.01.-1/19 –

Vom 14. Juni 2019

Die Bundesregierung hat Herrn Georg Schmidt am 13. 
Mai 2019 das Exequatur als Honorarkonsul der Republik 
Österreich in Düsseldorf erteilt. 

– MBl. NRW. 2019 S. 256
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Landschaftsverband Westfalen-Lippe

14. Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe 
Feststellung einer Nachfolgerin

Bekanntmachung des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Vom 2. Juli 2019

Die Nachfolge für das verstorbene Mitglied der 14. 
Landschaftsversammlung, Herrn Thomas Hinze (Bünd-
nis 90/Die Grünen), ist im Internet unter http://www.lwl.
org/LWL/Der_LWL/Organisation/Zahlen-Fakten-Doku-
mente/Bekanntmachungen öffentlich bekannt gemacht 
worden.

Bezug: Bekanntmachung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe vom 1. August 2014 (MBl. NRW. S. 479)

Münster, 2. Juli 2019

Der Direktor
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Matthias  L ö b 

– MBl. NRW. 2019 S. 257
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